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Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
272. Sitzung am 10. Juli 1964 beschlossen hat, dem vom Deut- 
schen Bundestag am 25. Juni 1964 verabschiedeten 

Gesetz zur Änderung des Maß- und Gewichts- 
gesetzes 

— Drucksachen IV/ 1862, IV/2234 — 

gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht zuzustimmen. 


Begründung 

Der Gesetzesbeschluß ist in sich nicht verständlich. Die sich 
danach ergebende Fassung des § 56 des Maß- und Gewichts- 
gesetzes regelt zweimal den gleichen Tatbestand in der gleichen 
Weise. Zudem wirkt er einfuhrhemmend. Es gibt aber keine 
Gründe für eine Einfuhrbeschränkung, weil die Einfuhr an Ge- 
tränken auf dem deutschen Binnenmarkt keine Spannungen 
schafft. Ferner ist das Bestreben der Bundesregierung seit lan- 
gem darauf gerichtet, das Angebot auf dem deutschen Markt 
aus Gründen der Dämpfung der Preisauftriebstendenzen in allen 
Bereichen zu vermehren. Der Deutsche Bundestag und der Bun- 
desrat haben dieses Bestreben bei den konjunkturpolitischen 
Zollsenkungs-Verordnungen unterstützt. Außerdem bereitet die 
Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Neuregelung des 
Maß- und Gewichtsgesetzes vor. 


Diederichs 


Bonn, den 10. Juli 1964 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 26. Juni 1964 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Diederichs 
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